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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 

Artikel 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 

Artikel 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in 
folgenden Angelegenheiten: 

 1. bis 12. …  1. bis 12. … 
  12a. Universitäts- und Hochschulwesen sowie das Erziehungswesen 

betreffend Studentenheime in diesen Angelegenheiten; 
 13. bis 17. …  13. bis 17. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
Artikel 14. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung auf 

dem Gebiet des Schulwesens sowie auf dem Gebiet des Erziehungswesens in den 
Angelegenheiten der Schüler- und Studentenheimeheime, soweit in den folgenden 
Absätzen nicht anderes bestimmt ist. Zum Schul- und Erziehungswesen im Sinne 
dieses Artikels zählen nicht die im Art. 14a geregelten Angelegenheiten. 

Artikel 14. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung auf 
dem Gebiet des Schulwesens sowie auf dem Gebiet des Erziehungswesens in den 
Angelegenheiten der Schülerheime, soweit in den folgenden Absätzen nicht 
anderes bestimmt ist. Zum Schul- und Erziehungswesen im Sinne dieses Artikels 
zählen nicht die im Art. 14a geregelten Angelegenheiten. 

(2) … (2) … 
(3) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache die 

Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in folgenden 
Angelegenheiten: 

(3) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache die 
Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in folgenden 
Angelegenheiten: 

 a) Zusammensetzung und Gliederung der Kollegien, die im Rahmen der 
Schulbehörden des Bundes zu bilden sind, einschließlich der Bestellung 
der Mitglieder dieser Kollegien und ihrer Entschädigung; 

 

 b) äußere Organisation (Aufbau, Organisationsformen, Errichtung, 
Erhaltung, Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und 
Unterrichtszeit) der öffentlichen Pflichtschulen; 

 a) äußere Organisation (Aufbau, Organisationsformen, Errichtung, 
Erhaltung, Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen und 
Unterrichtszeit) der öffentlichen Pflichtschulen; 

 c) äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich 
oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; 

 b) äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich 
oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; 

 d) fachliche Anstellungserfordernisse für die von den Ländern, Gemeinden 
oder von Gemeindeverbänden anzustellenden Kindergärtnerinnen und 
Erzieher an Horten und an Schülerheimen, die ausschließlich oder 
vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind. 

 c) fachliche Anstellungserfordernisse für die von den Ländern, Gemeinden 
oder von Gemeindeverbänden anzustellenden Kindergärtnerinnen und 
Erzieher an Horten und an Schülerheimen, die ausschließlich oder 
vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) Landessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden 

Angelegenheiten: 
(4) Landessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden 

Angelegenheiten: 
 a) Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit über die Lehrer 

für öffentliche Pflichtschulen auf Grund der gemäß Abs. 2 ergehenden 
Gesetze; in den Landesgesetzen ist hiebei zu bestimmen, dass die 
Schulbehörden des Bundes bei Ernennungen, sonstigen Besetzungen von 
Dienstposten und bei Auszeichnungen sowie im Qualifikations- und 
Disziplinarverfahren mitzuwirken haben. Die Mitwirkung hat bei 
Ernennungen, sonstigen Besetzungen von Dienstposten und bei 
Auszeichnungen jedenfalls ein Vorschlagsrecht der Schulbehörde erster 
Instanz des Bundes zu umfassen; in den Landesgesetzen kann vorgesehen 
werden, dass die Diensthoheit über die Lehrer für öffentliche 
Pflichtschulen von der jeweiligen Schulbehörde des Bundes ausgeübt 
wird, die dabei an die Weisungen der Landesregierung gebunden ist; 

 a) Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit über die Lehrer 
für öffentliche Pflichtschulen auf Grund der gemäß Abs. 2 ergehenden 
Gesetze; 

 b) Kindergartenwesen und Hortwesen.  b) Kindergartenwesen und Hortwesen. 
(5) bis (10) … (5) bis (10) … 
Artikel 14a. (1) Auf dem Gebiet des land- und forstwirtschaftlichen 

Schulwesens sowie auf dem Gebiet des land- und forstwirtschaftlichen 
Erziehungswesens in den Angelegenheiten der Schülerheime, ferner in den 
Angelegenheiten des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer 
und Erzieher an den unter diesen Artikel fallenden Schulen und Schülerheimen 
sind Gesetzgebung und Vollziehung Landessache, soweit in den folgenden 
Absätzen nicht anderes bestimmt ist. Angelegenheiten des Universitäts- und 
Hochschulwesens gehören nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Schulwesen. 

Artikel 14a. (1) Auf dem Gebiet des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens sowie auf dem Gebiet des land- und forstwirtschaftlichen 
Erziehungswesens in den Angelegenheiten der Schülerheime, ferner in den 
Angelegenheiten des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer 
und Erzieher an den unter diesen Artikel fallenden Schulen und Schülerheimen 
sind Gesetzgebung und Vollziehung Landessache, soweit in den folgenden 
Absätzen nicht anderes bestimmt ist. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
Artikel 21. (1) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung in 

den Angelegenheiten des Dienstrechtes einschließlich des Dienstvertragsrechtes 
und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der Länder, der Gemeinden 
und der Gemeindeverbände, soweit für alle diese Angelegenheiten in Abs. 2, in 
Art. 14 Abs. 2, Abs. 3 lit. d und Abs. 5 lit. c und in Art. 14a Abs. 2 lit. e und 
Abs. 3 lit. b nicht anderes bestimmt ist. Über Streitigkeiten aus vertraglichen 
Dienstverhältnissen entscheiden die ordentlichen Gerichte. 

Artikel 21. (1) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung in 
den Angelegenheiten des Dienstrechtes einschließlich des Dienstvertragsrechtes 
und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der Länder, der Gemeinden 
und der Gemeindeverbände, soweit für alle diese Angelegenheiten in Abs. 2, in 
Art. 14 Abs. 2, Abs. 3 lit. c und Abs. 5 lit. c und in Art. 14a Abs. 2 lit. e und 
Abs. 3 lit. b nicht anderes bestimmt ist. Über Streitigkeiten aus vertraglichen 
Dienstverhältnissen entscheiden die ordentlichen Gerichte. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5. Schulbehörden des Bundes  
Artikel 81a. (1) Die Verwaltung des Bundes auf dem Gebiet des Schulwesens 

und auf dem Gebiet des Erziehungswesens in den Angelegenheiten der 
Schülerheime ist vom zuständigen Bundesminister und – soweit es sich nicht um 
das Universitäts- und Hochschulwesen, um das land- und forstwirtschaftliche 
Schulwesen einschließlich des land- und forstwirtschaftlichen Erziehungswesens 
in den Angelegenheiten der Schülerheime sowie um Zentrallehranstalten handelt 
– von den dem zuständigen Bundesminister unterstehenden Schulbehörden des 
Bundes zu besorgen. Zur Führung von Verzeichnissen der Schulpflichtigen 
können im übertragenen Wirkungsbereich des Bundes die Gemeinden 
herangezogen werden. 

 

(2) Für den Bereich jedes Landes ist eine als Landesschulrat zu 
bezeichnende Schulbehörde einzurichten. Im Land Wien hat der Landesschulrat 
die Bezeichnung „Stadtschulrat für Wien“ zu führen. Der sachliche 
Wirkungsbereich der Landesschulräte ist durch Bundesgesetz zu regeln. 

 

(3) Für die durch Gesetz zu regelnde Einrichtung der Schulbehörden des 
Bundes gelten folgende Richtlinien: 

 

 a) Im Rahmen der Landesschulräte sind Kollegien einzurichten, deren 
stimmberechtigte Mitglieder nach dem Stärkeverhältnis der Parteien im 
Landtag zu bestellen sind. Die Bestellung aller oder eines Teiles der 
Mitglieder der Kollegien durch den Landtag ist zulässig. 

 

 b) Präsident des Landesschulrates ist der Landeshauptmann. Wird die 
Bestellung eines Amtsführenden Präsidenten des Landesschulrates 
gesetzlich vorgesehen, so tritt dieser in allen Angelegenheiten, die sich 
der Präsident nicht selbst vorbehält, an dessen Stelle. Wird die 
Bestellung eines Vizepräsidenten gesetzlich vorgesehen, so steht diesem 
das Recht der Akteneinsicht und Beratung zu; ein solcher Vizepräsident 
ist jedenfalls in jenen fünf Ländern zu bestellen, die nach dem Ergebnis 
der letzten vor dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungsgesetzes 
durchgeführten amtlichen Volkszählung die meisten Einwohner haben. 

 

 c) Die Aufgabenbereiche der Kollegien und der Präsidenten der 
Landesschulräte sind durch Gesetz zu bestimmen. Zur Erlassung von 
Verordnungen und allgemeinen Weisungen, zur Bestellung von 
Funktionären und zur Erstattung von Ernennungsvorschlägen sowie zur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erstattung von Gutachten zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen sind die 
Kollegien zu berufen. 

 d) In dringenden Fällen, die einen Aufschub bis zur nächsten Sitzung des 
Kollegiums nicht zulassen, hat der Präsident auch in den dem 
Wirkungsbereich des Kollegiums zugewiesenen Angelegenheiten 
Erledigungen zu treffen und hierüber ohne Verzug dem Kollegium zu 
berichten. 

 

 e) Ist ein Kollegium durch mehr als zwei Monate beschlussunfähig, so 
gehen die Aufgaben des Kollegiums für die weitere Dauer der 
Beschlussunfähigkeit auf den Präsidenten über. Der Präsident tritt in 
diesen Fällen an die Stelle des Kollegiums. 

 

(4) In den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich der Kollegien fallen, 
können Weisungen (Art. 20 Abs. 1) nicht erteilt werden. Dies gilt nicht für 
Weisungen, mit denen wegen Gesetzwidrigkeit die Durchführung des Beschlusses 
eines Kollegiums untersagt oder die Aufhebung einer vom Kollegium erlassenen 
Verordnung angeordnet wird. Solche Weisungen sind zu begründen. 

 

(5) Der zuständige Bundesminister kann sich persönlich oder durch Organe 
des von ihm geleiteten Bundesministeriums vom Zustand und von den Leistungen 
auch jener Schulen und Schülerheime überzeugen, die dem Bundesministerium im 
Wege der Landesschulräte unterstehen. Festgestellte Mängel – soweit es sich 
nicht um solche im Sinne des Art. 14 Abs. 8 handelt – sind dem Landesschulrat 
zum Zweck ihrer Abstellung bekanntzugeben. 

 

Artikel 81b. (1) Die Landesschulräte haben gereihte Dreiervorschläge zu 
erstatten 

 

 a) für die Besetzung der Dienstposten des Bundes für Schulleiter, sonstige 
Lehrer und Erzieher an den den Landesschulräten unterstehenden 
Schulen und Schülerheimen, 

 

 b) für die Besetzung der Dienstposten des Bundes für die bei den 
Landesschulräten tätigen Schulaufsichtsbeamten sowie für die Betrauung 
von Lehrern mit Schulaufsichtsfunktionen. 

 

(Anm.: lit. c aufgehoben durch BGBl. I Nr. 164/2013)  
(2) Die Vorschläge nach Abs. 1 sind an den gemäß Art. 66 Abs. 1 oder 

Art. 67 Abs. 1 oder auf Grund sonstiger Bestimmungen zuständigen 
Bundesminister zu erstatten. Die Auswahl unter den vorgeschlagenen Personen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
obliegt dem Bundesminister. 

(3) Bei jedem Landesschulrat sind Qualifikations- und 
Disziplinarkommissionen für Schulleiter und sonstige Lehrer sowie für Erzieher 
einzurichten, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund 
stehen und an einer dem Landesschulrat unterstehenden Schule (Schülerheim) 
verwendet werden. Das Nähere ist durch Bundesgesetz zu regeln. 

 

6. Universitäten 5. Universitäten 
Artikel 102. (1) … Artikel 102. (1) … 
(2) Folgende Angelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig 

festgestellten Wirkungsbereiches unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden: 

(2) Folgende Angelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig 
festgestellten Wirkungsbereiches unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden: 

…; Schulwesen sowie Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schüler- und 
Studentenheime, ausgenommen das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen 
und das land- und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den Angelegenheiten 
der Schülerheime; Ausbildungspflicht für Jugendliche; öffentliches 
Auftragswesen. 

…; land- und forstwirtschaftliches Schul- und Erziehungswesen in den 
Angelegenheiten des Art. 14a Abs. 2 sowie Zentrallehranstalten; Universitäts- 
und Hochschulwesen sowie das Erziehungswesen betreffend Studentenheime in 
diesen Angelegenheiten; Ausbildungspflicht für Jugendliche; öffentliches 
Auftragswesen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
Artikel 112. Nach Maßgabe der Art. 108 und 109 gelten für die 

Bundeshauptstadt Wien im Übrigen die Bestimmungen des Abschnittes A des 
fünften Hauptstückes mit Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter Satz, des 
Art. 119 Abs. 4 und des Art. 119a. Art. 142 Abs. 2 lit. e findet auch auf die 
Führung des vom Bund der Bundeshauptstadt Wien übertragenen 
Wirkungsbereiches Anwendung. 

Artikel 112. Nach Maßgabe der Art. 108 und 109 gelten für die 
Bundeshauptstadt Wien im Übrigen die Bestimmungen des Abschnittes A des 
sechsten Hauptstückes mit Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter Satz, des 
Art. 119 Abs. 4 und des Art. 119a. Art. 142 Abs. 2 lit. e findet auch auf die 
Führung des vom Bund der Bundeshauptstadt Wien übertragenen 
Wirkungsbereiches Anwendung. 

 Fünftes Hauptstück 
 Vollziehung auf dem Gebiet des Schul- und Erziehungswesens 

 Artikel 113. (1) Die Vollziehung auf dem Gebiet des Schulwesens und auf 
dem Gebiet des Erziehungswesens in Angelegenheiten der Schülerheime gemäß 
Art. 14, jedoch mit Ausnahme des Kindergartenwesens und Hortwesens gemäß 
Art. 14 Abs. 4 lit. b, ist vom zuständigen Bundesminister und – soweit es sich 
nicht um Zentrallehranstalten handelt – von den dem zuständigen Bundesminister 
unterstellten Bildungsdirektionen zu besorgen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (2) Abweichend von Abs. 1 tritt in den Angelegenheiten der Vollziehung 

gemäß Art. 14 Abs. 2, Abs. 3 lit. a und b sowie Abs. 4 lit. a die Landesregierung 
an die Stelle des Bundesministers. 

 (3) Für jedes Land wird eine als Bildungsdirektion zu bezeichnende 
gemeinsame Behörde des Bundes und des Landes eingerichtet. 

 (4) Den Bildungsdirektionen obliegt die Vollziehung des Schulrechtes für 
öffentliche Schulen gemäß Art. 14, einschließlich der Qualitätssicherung, der 
Schulaufsicht sowie des Bildungscontrollings und die Vollziehung des 
Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer für öffentliche 
Schulen und der sonstigen Bundesbediensteten an öffentlichen Schulen. Durch 
Bundesgesetz können sonstige Angelegenheiten der Bundesvollziehung, durch 
Landesgesetz sonstige Angelegenheiten der Landesvollziehung auf die 
Bildungsdirektion übertragen werden, oder die Mitwirkung der Bildungsdirektion 
bei deren Vollziehung vorgesehen werden. Diese Angelegenheiten müssen in 
sachlichem Zusammenhang mit den in Abs. 1 und 2 genannten Angelegenheiten 
stehen. In den Angelegenheiten der Bundesvollziehung dürfen Bundesgesetze 
gemäß dem zweiten Satz nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden. 
In diesen Angelegenheiten ist die Bildungsdirektion dem Bundesminister 
unterstellt. Für Landesgesetze gemäß dem zweiten Satz gilt Art. 97 Abs. 2 
sinngemäß. In den Angelegenheiten der Landesvollziehung ist die 
Bildungsdirektion der Landesregierung unterstellt.  

 (5) Unbeschadet der Abs. 1 und 2 können Aufgaben auf dem Gebiet der 
Vollziehung des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer, 
insbesondere Aufgaben auf den Gebieten des Disziplinarrechts, der 
Leistungsfeststellung, der Gleichbehandlung, des Bedienstetenschutzes und der 
Kranken- und Unfallfürsorge durch Gesetz auf andere Organe übertragen 
werden. Die Erhaltung öffentlicher Pflichtschulen kann auf Gemeinden oder 
Gemeindeverbände übertragen werden. 

 (6) An der Spitze der Bildungsdirektion steht der Bildungsdirektor. Der 
zuständige Bundesminister bestellt den Bildungsdirektor im Einvernehmen mit 
dem Landeshauptmann auf dessen Vorschlag. Die Bestellung des 
Bildungsdirektors ist auf fünf Jahre befristet. Wiederbestellungen sind zulässig. 
Kommt kein Einvernehmen zustande, kann der Landeshauptmann vorläufig eine 
Person mit der Funktion des Bildungsdirektors betrauen. Nähere Bestimmungen 
trifft das Bundesgesetz gemäß Abs. 10. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (7) Der Bildungsdirektor ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben in den 

Angelegenheiten der Bundesvollziehung an die Weisungen des zuständigen 
Bundesministers und in den Angelegenheiten der Landesvollziehung an die 
Weisungen der zuständigen Landesregierung gebunden. In übergreifenden 
Angelegenheiten ist der Bildungsdirektor an die Weisungen des zuständigen 
Bundesministers im Einvernehmen mit der zuständigen Landesregierung 
gebunden. 

 (8) Durch Landesgesetz kann vorgesehen werden, dass der 
Landeshauptmann der Bildungsdirektion als Präsident vorsteht. Der 
Landeshauptmann kann auch das in Betracht kommende Mitglied der 
Landesregierung durch Verordnung mit der Ausübung dieser Funktion betrauen. 
Sieht ein Landesgesetz einen Präsidenten vor, gilt Abs. 7 für den Präsidenten. In 
einem solchen Fall ist der Bildungsdirektor an die Weisungen des Präsidenten 
gebunden. Weisungen des zuständigen Bundesministers bzw. der zuständigen 
Landesregierung können auch unmittelbar an den Bildungsdirektor gerichtet 
werden. Der Präsident hat Weisungen an den Bildungsdirektor in 
Angelegenheiten der Bundesvollziehung unverzüglich dem zuständigen 
Bundesminister zur Kenntnis zu bringen. 

 (9) Bund und Land haben der Bildungsdirektion die zur Besorgung ihrer 
Aufgaben erforderliche Zahl an Bediensteten des Bundes bzw. des Landes 
zuzuweisen. Der Bildungsdirektor übt die Dienst- und Fachaufsicht über alle 
Bundes- und Landesbediensteten in der Bildungsdirektion aus. 

 (10) Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und die Organisation 
der Bildungsdirektion einschließlich der Anforderungen an die persönliche und 
fachliche Eignung des Bildungsdirektors sowie dessen Bestellung werden durch 
Bundesgesetz getroffen. Dieses Bundesgesetz kann vorsehen, dass der zuständige 
Bundesminister in einzelnen Angelegenheiten das Einvernehmen mit der 
Landesregierung herzustellen hat. Der Bund hat den Ländern Gelegenheit zu 
geben, an der Vorbereitung solcher Gesetzesvorhaben mitzuwirken; das Gesetz 
darf nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden. 
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Fünftes Hauptstück Sechstes Hauptstück 
Selbstverwaltung Selbstverwaltung 

Sechstes Hauptstück Siebentes Hauptstück 
Rechnungs- und Gebarungskontrolle Rechnungs- und Gebarungskontrolle 

Siebentes Hauptstück Achtes Hauptstück 
Garantien der Verfassung und Verwaltung Garantien der Verfassung und Verwaltung 

Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine 

Verwaltungsbehörde; 
 3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine 

Verwaltungsbehörde. 
 4. gegen Weisungen gemäß Art. 81a Abs. 4.  

(1a) bis (5) … (1a) bis (5) … 
Artikel 131. (1) bis (3) … Artikel 131. (1) bis (3) … 
(4) Durch Bundesgesetz kann (4) Durch Bundesgesetz kann 

 1.  …  1.  … 
 2. eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte des Bundes vorgesehen 

werden: 
 2. eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte des Bundes vorgesehen 

werden: 
 a) …  a) … 
 b) in sonstigen Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung 

des Bundes, die nicht unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden, sowie in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 
3 und 14a Abs. 3. 

 b) in sonstigen Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung 
des Bundes, die nicht unmittelbar von Bundesbehörden besorgt 
werden, sowie in den Angelegenheiten der Art. 11, 12 und 14a Abs. 3; 

  c) in Rechtssachen in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 1 und 5. 
… … 

Artikel 132. (1) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen 
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 

Artikel 132. (1) Gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde kann wegen 
Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. …  1. … 
 2. der zuständige Bundesminister in Rechtssachen in einer Angelegenheit 

der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4 oder in 
Rechtssachen, in denen dem Bescheid eines Landesschulrates ein 
kollegialer Beschluss zugrunde liegt. 

 2. der zuständige Bundesminister in Rechtssachen in einer Angelegenheit 
der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Gegen Weisungen gemäß Art. 81a Abs. 4 kann der Landesschulrat auf 

Grund eines Beschlusses des Kollegiums Beschwerde erheben. 
 

(5) Wer in anderen als den in Abs. 1 und 2 genannten Fällen und in den 
Fällen, in denen ein Gesetz gemäß Art. 130 Abs. 2 eine Zuständigkeit der 
Verwaltungsgerichte vorsieht, wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben 
kann, bestimmen die Bundes- oder Landesgesetze. 

(4) Wer in anderen als den in Abs. 1 und 2 genannten Fällen und in den 
Fällen, in denen ein Gesetz gemäß Art. 130 Abs. 2 eine Zuständigkeit der 
Verwaltungsgerichte vorsieht, wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde erheben 
kann, bestimmen die Bundes- oder Landesgesetze. 

(6) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 
kann Beschwerde beim Verwaltungsgericht erst nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges erhoben werden. 

(5) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 
kann Beschwerde beim Verwaltungsgericht erst nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges erhoben werden. 

Artikel 133. (1) bis (5) … Artikel 133. (1) bis (5) … 
(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen 

Rechtswidrigkeit Revision erheben: 
(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen 

Rechtswidrigkeit Revision erheben: 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. der zuständige Bundesminister in den im Art. 132 Abs. 1 Z 2 genannten 

Rechtssachen; 
 3. der zuständige Bundesminister in den im Art. 132 Abs. 1 Z 2 genannten 

Rechtssachen. 
 4. der Landesschulrat auf Grund eines Beschlusses des Kollegiums in den 

im Art. 132 Abs. 4 genannten Rechtssachen. 
 

(7) bis (9) … (7) bis (9) … 
Artikel 142. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über die Anklage, mit 

der die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit der obersten Bundes- und 
Landesorgane für die durch ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften 
Rechtsverletzungen geltend gemacht wird. 

Artikel 142. (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über die Anklage, mit 
der die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit der obersten Bundes- und 
Landesorgane für die durch ihre Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften 
Rechtsverletzungen geltend gemacht wird. 

(2) Die Anklage kann erhoben werden: (2) Die Anklage kann erhoben werden: 
 a) bis g …  a) bis g … 
 h) gegen einen Präsidenten oder Amtsführenden Präsidenten des 

Landesschulrates wegen Gesetzesverletzung sowie wegen 
 h) gegen einen Präsidenten der Bildungsdirektion oder die mit seiner 

Funktion betraute Person wegen Gesetzesverletzung sowie wegen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nichtbefolgung der Verordnungen oder sonstigen Anordnungen 
(Weisungen) des Bundes: durch Beschluss der Bundesregierung; 

Nichtbefolgung der Verordnungen oder sonstigen Anordnungen 
(Weisungen) des Bundes: durch Beschluss der Bundesregierung; 

 i) …  i) … 
(3) … (3) … 
(4) Das verurteilende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hat auf 

Verlust des Amtes, unter besonders erschwerenden Umständen auch auf 
zeitlichen Verlust der politischen Rechte, zu lauten; bei geringfügigen 
Rechtsverletzungen in den in Abs. 2 unter c, e, g und h erwähnten Fällen kann 
sich der Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung beschränken, dass eine 
Rechtsverletzung vorliegt. Der Verlust des Amtes des Präsidenten des 
Landesschulrates hat auch den Verlust jenes Amtes zur Folge, mit dem das Amt 
des Präsidenten gemäß Art. 81a Abs. 3 lit. b verbunden ist. 

(4) Das verurteilende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hat auf 
Verlust des Amtes, unter besonders erschwerenden Umständen auch auf 
zeitlichen Verlust der politischen Rechte, zu lauten; bei geringfügigen 
Rechtsverletzungen in den in Abs. 2 unter c, e, g und h erwähnten Fällen kann 
sich der Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung beschränken, dass eine 
Rechtsverletzung vorliegt. Der Verlust des Amtes des Präsidenten der 
Bildungsdirektion hat auch den Verlust jenes Amtes zur Folge, mit dem das Amt 
des Präsidenten gemäß Art. 113 Abs. 8 verbunden ist. 

(5) … (5) … 

Achtes Hauptstück Neuntes Hauptstück 
Volksanwaltschaft Volksanwaltschaft 

Neuntes Hauptstück Zehntes Hauptstück 
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Artikel 151. (1) bis (60) … Artikel 151. (1) bis (60) … 
 (61) Art. 10 Abs. 1 Z 12a, Art. 14 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4 lit. a, Art. 14a Abs. 1, 

Art. 21 Abs. 1, die Überschrift vor Art. 81c, Art. 102 Abs. 2, Art. 112, das fünfte 
Hauptstück, die Überschriften vor Art. 115, 121 und 129, Art. 130 Abs. 2 letzter 
Satz, Art. 131 Abs. 4 Z 2 lit. b und c, Art. 132 Abs. 1 Z 2, Art. 133 Abs. 6, Art. 142 
Abs. 2 lit. h, Art. 142 Abs. 4 letzter Satz sowie die Überschriften vor Art. 148a 
und 149 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2017 treten mit 
1. Jänner 2019 in Kraft. Gleichzeitig treten der fünfte Unterabschnitt des 
Abschnittes A des dritten Hauptstückes, Art. 130 Abs. 1 Z 4, Art. 132 Abs. 4 und 
Art. 133 Abs. 6 Z 4 außer Kraft. Soweit die Bundesgesetzgebung nicht anderes 
bestimmt, treten mit diesem Zeitpunkt in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 3 
lit. a bestehende Grundsatzgesetze und Grundsatzbestimmungen in 
Bundesgesetzen sowie in diesen Angelegenheiten bestehende landesrechtliche 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorschriften außer Kraft. Für den Übergang zur neuen Rechtslage gilt: 

  1. Der Bildungsdirektor kann ab 1. Jänner 2018 gemäß dem in Art. 113 
Abs. 6 in der Fassung BGBl. I Nr. xxx/2017 festgelegten Verfahren 
bestellt werden. Der Landeshauptmann kann den amtsführenden 
Präsidenten des Landesschulrates auf dessen Antrag ab 1. Jänner 2018 
bis einschließlich 30. Juni 2018 mit der Funktion des Bildungsdirektors 
betrauen. Der Antrag auf Betrauung mit der Funktion des Bildungs-
direktors kann bis zum Ablauf des 31. Jänner 2018 gestellt werden. Bei 
Betrauung des amtsführenden Präsidenten des Landesschulrates durch 
den Landeshauptmann endet die Funktion als Bildungsdirektor mit dem 
Tag des Zusammentrittes des neugewählten Landtages des jeweiligen 
Landes. Wird der amtsführende Präsident des Landesschulrates erst 
nach dem Zusammentritt des neugewählten Landtages vom 
Landeshauptmann mit der Funktion des Bildungsdirektors betraut, endet 
die Funktion als Bildungsdirektor jedenfalls mit Ablauf des 30. Juni 
2018. Eine Wiederbestellung als Bildungsdirektor gemäß Art. 113 Abs. 6 
in der Fassung BGBl. I Nr. xxx/2017 ist zulässig. Der Bildungsdirektor 
übt für die Dauer seiner Bestellung bzw. Betrauung, längstens jedoch bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2018 die Funktion des amtsführenden 
Präsidenten des Landesschulrates aus. 

  2. Der Präsident der Bildungsdirektion kann ab 1. Jänner 2018 nach dem 
gemäß Art. 113 Abs. 8 in der Fassung BGBl. I Nr. xxx/2017 festgelegten 
Verfahren vorgesehen werden. 

  3. Mit 1. Jänner 2019 werden die Landesschulräte einschließlich der im 
Rahmen der Landesschulräte eingerichteten Kollegien aufgelöst. Die 
Zuständigkeit zur Weiterführung der mit Ablauf des 31. Dezember 2018 
bei den Landesschulräten anhängigen Verfahren geht auf die 
Bildungsdirektionen über. Gleiches gilt für die mit Ablauf des 
31. Dezember 2018 bei den Landesregierungen in den in Art. 113 Abs. 2 
in der Fassung BGBl. I Nr. xxx/2017 genannten Angelegenheiten 
anhängigen Verfahren. Die näheren Bestimmungen über den 
Zuständigkeitsübergang können durch Bundesgesetz getroffen werden. 

  4. Die für die Aufnahme der Tätigkeit der Bildungsdirektionen 
erforderlichen organisatorischen und personellen Maßnahmen können 
bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2017 getroffen werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens 

geändert wird 

Artikel II.  
(1) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 5 lit. f des Übergangsgesetzes vom 

1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 stehen der 
Schaffung von Gemeindeverbänden für Zwecke der Errichtung und Erhaltung von 
öffentlichen Pflichtschulen, von öffentlichen Schülerheimen und von öffentlichen 
Kindergärten und Horten nicht entgegen. 

 

(2) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 letzter Satz des Finanz-
Verfassungsgesetzes 1948, BGBl. Nr. 45, stehen der Umlegung des Bedarfes der 
im Abs. 1 angeführten Gemeindeverbände nicht entgegen. Die Zuständigkeit zur 
Regelung der Umlegung des Bedarfes solcher Gemeindeverbände richtet sich je 
nach dem Zweck des Gemeindeverbandes nach Artikel 14 Abs. 3 lit. b oder c oder 
nach Artikel 14 Abs. 4 lit. b des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 und in der Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes. 

 

Artikel III. Artikel III. 
Abweichend von den Bestimmungen des Artikels 14 Abs. 2 bis 4 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und in der Fassung dieses 
Bundesverfassungsgesetzes ist Bundessache die Gesetzgebung und die 
Vollziehung in den Angelegenheiten des Bundes-Blindenerziehungsinstitutes in 
Wien, des Bundesinstitutes für Gehörlosenbildung in Wien und der Bundes-
Berufsschule für Uhrmacher in Karlstein in Niederösterreich. 

Abweichend von den Bestimmungen des Artikels 14 Abs. 2 bis 4 des Bundes-
Verfassungsgesetzes ist Bundessache die Gesetzgebung und die Vollziehung in 
den Angelegenheiten des Bundes-Blindenerziehungsinstitutes in Wien, des 
Bundesinstitutes für Gehörlosenbildung in Wien und der Bundes-Berufsschule für 
Uhrmacher in Karlstein in Niederösterreich. 

Artikel IV. Artikel IV. 
(1) Bis zu einer anderweitigen Regelung durch Bundesgesetz trägt der Bund 

die Kosten der Besoldung (Aktivitäts- und Pensionsaufwand) der Lehrer für 
öffentliche Pflichtschulen (Artikel 14 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929 und in der Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes), 
unbeschadet allfälliger gesetzlicher Beitragsleistungen der Länder zum 
Personalaufwand für diese Lehrer. 

(1) Bis zu einer anderweitigen Regelung durch Bundesgesetz trägt der Bund 
die Kosten der Besoldung (Aktivitäts- und Pensionsaufwand) der Lehrer für 
öffentliche Pflichtschulen (Artikel 14 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes), 
unbeschadet allfälliger gesetzlicher Beitragsleistungen der Länder zum 
Personalaufwand für diese Lehrer. Der Bund legt die Kriterien für seine 
Zustimmung vorab in Stellenplanrichtlinien fest, die unter Bedachtnahme auf die 
bestehenden gesetzlichen Grundlagen laufend überprüft und erforderlichenfalls 
rechtzeitig angepasst werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) und (3) …. (2) und (3) …. 

 (4) Solange der Bund ganz oder teilweise für die Kosten der Besoldung der 
im Abs. 1 genannten Lehrer aufkommt, haben sich die Länder bei der Vollziehung 
gemäß Art. 14 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes des vom Bund 
bereitgestellten und betriebenen IT-Verfahrens für das Personalmanagement zu 
bedienen. Die Länder haben laufend zusätzlich zu den Daten, die für die 
Besoldung der in Abs. 1 genannten Lehrer erforderlich sind und im IT-Verfahren 
für das Personalmanagement direkt erfasst werden, Daten zu den 
Lehrfächerverteilungen dieser Lehrer und zur äußeren Schulorganisation 
automationsunterstützt zu erfassen und für die Übernahme in das vom Bund 
bereitgestellte IT-Verfahren für das Personalmanagement zur Verfügung zu 
stellen. Der Bund kann diese Daten zum Zweck des Budget-, Personal- und 
Bildungscontrollings uneingeschränkt einsehen und weiter verarbeiten. 

 (5) Werden die vom Bund gemäß Abs. 1 zur Kostentragung der Besoldung 
der Lehrer für öffentliche Pflichtschulen zur Verfügung gestellten Mittel aufgrund 
des Entfalls von Verminderungen der Unterrichtsverpflichtung ansonsten 
vorgesehener Schulleitungen an einzelnen Standorten im Rahmen eines 
Schulclusters nicht ausgeschöpft, können diese für die Tragung der 
Personalkosten des administrativen und sonstigen pädagogischen Personals im 
Schuldienst verwendet werden. 

Artikel XI. Artikel XI. 
In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 164/2013 treten … (1) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 164/2013 treten … 
 (2) Art. III, IV Abs. 1 und Abs. 3 lit. a sowie Art. IV Abs. 4 und 5 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2017 treten mit 1. Jänner 2019 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt Art. II außer Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre 

Bezüge Bezüge 
§ 1. (1) Für Funktionen in Ländern und Gemeinden werden, bezogen auf 

einen Ausgangsbetrag von 7 418,62 € (monatlicher Bezug eines Mitgliedes des 
Nationalrates), folgende monatliche Bezüge als Obergrenzen festgelegt: 

§ 1. (1) Für Funktionen in Ländern und Gemeinden werden, bezogen auf 
einen Ausgangsbetrag von 7 418,62 € (monatlicher Bezug eines Mitgliedes des 
Nationalrates), folgende monatliche Bezüge als Obergrenzen festgelegt: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. für einen Amtsführenden Präsidenten eines Landesschulrates (des 

Stadtschulrates für Wien) 120%, 
 

 8. für den Präsidenten des Landtages (wenn ein weiterer Beruf mit 
Erwerbsabsicht ausgeübt wird) 110%, 

 7. für den Präsidenten des Landtages (wenn ein weiterer Beruf mit 
Erwerbsabsicht ausgeübt wird) 110%, 

 9. für einen Klubobmann im Landtag (wenn ein weiterer Beruf mit 
Erwerbsabsicht ausgeübt wird) 100%, 

 8. für einen Klubobmann im Landtag (wenn ein weiterer Beruf mit 
Erwerbsabsicht ausgeübt wird) 100%, 

 10. für die Stellvertreter des Landtagspräsidenten 100%,  9. für die Stellvertreter des Landtagspräsidenten 100%, 
 11. für einen Abgeordneten zum Landtag 80%.  10. für einen Abgeordneten zum Landtag 80%. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Hätte eine Person gleichzeitig Anspruch auf mehrere Bezüge nach Abs. 1 

Z 1 bis 3 und 5 bis 11, gebührt ihr nur der jeweils höchste Bezug. 
(4) Hätte eine Person gleichzeitig Anspruch auf mehrere Bezüge nach Abs. 1 

Z 1 bis 3 und 5 bis 10, gebührt ihr nur der jeweils höchste Bezug. 
(5) … (5) … 
§ 11. (1) bis (23) … § 11. (1) bis (23) … 

 (24) § 1 Abs. 1 und Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2017 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 

Artikel 4 
Änderung des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes 

§ 2. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Mitglieder der Bundesregierung, die 
Staatssekretäre, die Mitglieder der Landesregierungen (in Wien der 
Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte), der Präsident des Nationalrates, 
die Obmänner der Klubs im Nationalrat (im Falle der Bestellung eines 
geschäftsführenden Obmannes dieser), der Präsident des Rechnungshofes, die 
Mitglieder der Volksanwaltschaft und die amtsführenden Präsidenten des 
Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien) dürfen während ihrer Amtstätigkeit 
keinen Beruf mit Erwerbsabsicht ausüben. 

§ 2. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Mitglieder der Bundesregierung, die 
Staatssekretäre, die Mitglieder der Landesregierungen (in Wien der 
Bürgermeister und die amtsführenden Stadträte), der Präsident des Nationalrates, 
die Obmänner der Klubs im Nationalrat (im Falle der Bestellung eines 
geschäftsführenden Obmannes dieser) und der Präsident des Rechnungshofes 
dürfen während ihrer Amtstätigkeit keinen Beruf mit Erwerbsabsicht ausüben. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
 § 14. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 1 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/201x tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 5 
Änderung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes 

Örtliche Zuständigkeit Örtliche Zuständigkeit 
§ 3. (1) Sofern die Rechtssache nicht zur Zuständigkeit des Bundesver-

waltungsgerichtes gehört, ist in Rechtssachen in den Angelegenheiten, in denen 
die Vollziehung Landessache ist, das Verwaltungsgericht im Land zuständig. 

§ 3. (1) Sofern die Rechtssache nicht zur Zuständigkeit des Bundesver-
waltungsgerichtes gehört, ist in Rechtssachen in den Angelegenheiten, in denen 
die Vollziehung Landessache ist, das Verwaltungsgericht im Land zuständig. 

(2) Im Übrigen richtet sich die örtliche Zuständigkeit in Rechtssachen, die 
nicht zur Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes gehören, 

(2) Im Übrigen richtet sich die örtliche Zuständigkeit in Rechtssachen, die 
nicht zur Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes gehören, 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG nach dem Sitz der Behörde, 

deren Organ die Weisung erteilt hat; 
 

 4. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG nach dem Ort, an dem das 
Verhalten gesetzt wurde. 

 3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG nach dem Ort, an dem das 
Verhalten gesetzt wurde. 

(3) … (3) … 
Beschwerderecht und Beschwerdefrist Beschwerderecht und Beschwerdefrist 

§ 7. (1) bis (3) … § 7. (1) bis (3) … 
(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer 

Behörde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG, gegen Weisungen gemäß Art. 130 
Abs. 1 Z 4 B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens einer Behörde in 
Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG beträgt vier Wochen. 
Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 
B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt 

(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer 
Behörde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des 
Verhaltens einer Behörde in Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 
B-VG beträgt vier Wochen. Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. in den Fällen des Art. 132 Abs. 2 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der 

Betroffene Kenntnis von der Ausübung unmittelbarer verwaltungs-
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, wenn er aber durch 
diese behindert war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, 
mit dem Wegfall dieser Behinderung, 

 3. in den Fällen des Art. 132 Abs. 2 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Betroffene Kenntnis von der Ausübung unmittelbarer verwaltungs-
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, wenn er aber durch 
diese behindert war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, 
mit dem Wegfall dieser Behinderung, und 

 4. in den Fällen des Art. 132 Abs. 4 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem die 
Schulbehörde, an die die Weisung gerichtet ist, von dieser Kenntnis 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erlangt hat, und 

 5. in den Fällen des Art. 132 Abs. 5 B-VG dann, wenn der Bescheid dem 
zur Erhebung der Beschwerde befugten Organ zugestellt wurde, mit dem 
Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem dieses Organ von 
dem Bescheid Kenntnis erlangt hat. 

 4. in den Fällen des Art. 132 Abs. 5 B-VG dann, wenn der Bescheid dem 
zur Erhebung der Beschwerde befugten Organ zugestellt wurde, mit dem 
Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem dieses Organ von 
dem Bescheid Kenntnis erlangt hat. 

Inhalt der Beschwerde Inhalt der Beschwerde 
§ 9. (1) Die Beschwerde hat zu enthalten: § 9. (1) Die Beschwerde hat zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung, 

 1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides oder der angefochtenen 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt, 

 2. bis 5. …  2. bis 5. … 
(2) Belangte Behörde ist (2) Belangte Behörde ist 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG jene Behörde, die den 

Bescheid nicht erlassen hat, 
 3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG jene Behörde, die den 

Bescheid nicht erlassen hat, und 
 4. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG jene Behörde, deren Organ 

die Weisung erteilt hat, und 
 

 5. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG jene Behörde, die das 
Verhalten gesetzt hat. 

 4. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG jene Behörde, die das 
Verhalten gesetzt hat. 

(3) Soweit bei Beschwerden gegen Bescheide gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 
B-VG und gegen Weisungen gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG eine Verletzung 
des Beschwerdeführers in Rechten nicht in Betracht kommt, tritt an die Stelle der 
Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, die Erklärung 
über den Umfang der Anfechtung. 

(3) Soweit bei Beschwerden gegen Bescheide gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 
B-VG eine Verletzung des Beschwerdeführers in Rechten nicht in Betracht 
kommt, tritt an die Stelle der Gründe, auf die sich die Behauptung der 
Rechtswidrigkeit stützt, die Erklärung über den Umfang der Anfechtung. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
Aufschiebende Wirkung Aufschiebende Wirkung 

§ 13. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde gemäß 
Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat aufschiebende Wirkung. 

§ 13. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde gemäß 
Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat aufschiebende Wirkung. 

(2) … (2) … 
(3) Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG haben keine auf-

schiebende Wirkung. Die Behörde hat jedoch auf Antrag des Beschwerdeführers 
die aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen, wenn dem nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der 
berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien mit der 
sofortigen Verbindlichkeit der Weisung oder mit dem Andauern des Verhaltens 
der Behörde für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil 
verbunden wäre. 

(4) Die Behörde kann Bescheide gemäß Abs. 2 und 3 von Amts wegen oder 
auf Antrag einer Partei aufheben oder abändern, wenn sich der maßgebliche 
Sachverhalt so geändert hat, dass seine neuerliche Beurteilung einen im 
Hauptinhalt des Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hätte. 

(3) Die Behörde kann Bescheide gemäß Abs. 2 von Amts wegen oder auf 
Antrag einer Partei aufheben oder abändern, wenn sich der maßgebliche 
Sachverhalt so geändert hat, dass seine neuerliche Beurteilung einen im 
Hauptinhalt des Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hätte. 

(5) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemäß Abs. 2 oder 3 hat keine 
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspätet oder 
unzulässig zurückzuweisen ist, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht die 
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverzüglich vorzulegen. 
Das Verwaltungsgericht hat über die Beschwerde ohne weiteres Verfahren 
unverzüglich zu entscheiden und der Behörde, wenn diese nicht von der 
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens 
zurückzustellen. 

(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemäß Abs. 2 hat keine 
aufschiebende Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspätet oder 
unzulässig zurückzuweisen ist, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht die 
Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verfahrens unverzüglich vorzulegen. 
Das Verwaltungsgericht hat über die Beschwerde ohne weiteres Verfahren 
unverzüglich zu entscheiden und der Behörde, wenn diese nicht von der 
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens 
zurückzustellen. 

Beschwerdevorentscheidung Beschwerdevorentscheidung 
§ 14. (1) und (2) … § 14. (1) und (2) … 
(3) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG hat die 

Behörde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten des 
Verwaltungsverfahrens vorzulegen. 

 

Verhandlung Verhandlung 
§ 24. (1) Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für 

erforderlich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung 
durchzuführen. 

§ 24. (1) Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für 
erforderlich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung 
durchzuführen. 

(2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn (2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn 
 1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der 

Partei oder die Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund 
der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid 
aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die 
angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder 

 1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der 
Partei oder die Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund 
der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid 
aufzuheben oder die angefochtene Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt für rechtswidrig zu 
erklären ist oder 

 2. und 3. …  2. und 3. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) bis (5) … (3) bis (5) … 

Prüfungsumfang Prüfungsumfang 
§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen 

Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid, 
die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9 
Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der 
Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen. 

§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen 
Unzuständigkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid 
und die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- 
und Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf 
Grund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu 
überprüfen. 

Erkenntnisse Erkenntnisse 
§ 28. (1) bis (7) …. § 28. (1) bis (7) …. 
(8) Durch die Aufhebung der angefochtenen Weisung tritt jener 

Rechtszustand ein, der vor der Erlassung der Weisung bestanden hat; infolge der 
Weisung aufgehobene Verordnungen treten jedoch dadurch nicht wieder in Kraft. 
Die Behörde ist verpflichtet, in dem betreffenden Fall mit den ihr zu Gebote 
stehenden rechtlichen Mitteln unverzüglich den der Rechtsanschauung des 
Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen. 

 

§ 54. (1) und (2) … § 54. (1) und (2) … 
(3) Die Frist zur Erhebung der Vorstellung beträgt zwei Wochen. § 7 Abs. 4 

Z 1, 2 und 5 ist sinngemäß anzuwenden. 
(3) Die Frist zur Erhebung der Vorstellung beträgt zwei Wochen. § 7 Abs. 4 

Z 1, 2 und 4 ist sinngemäß anzuwenden. 
(4) … (4) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 58. (1) bis (4) … § 58. (1) bis (4) … 

 (5) § 3 Abs. 2, § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 1 bis 3, § 13, § 24 Abs. 2 Z 1, § 27 und 
§ 54 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20xx treten mit 
1. Jänner 2019 in Kraft; gleichzeitig treten § 14 Abs. 3 und § 28 Abs. 8 außer 
Kraft. Die mit Ablauf des 31. Dezember 2018 anhängigen Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG (Weisungsbeschwerden) in der bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2018 geltenden Fassung gelten als eingestellt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 6 
Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 

Inhalt der Revision Inhalt der Revision 
§ 28. (1) … § 28. (1) … 
(2) Bei Revisionen gegen Erkenntnisse, die nicht wegen Verletzung in 

Rechten erhoben werden, und bei Revisionen gegen Erkenntnisse über Weisungen 
gemäß Art. 81a Abs. 4 B-VG tritt an die Stelle der Revisionspunkte die Erklärung 
über den Umfang der Anfechtung. 

(2) Bei Revisionen gegen Erkenntnisse, die nicht wegen Verletzung in 
Rechten erhoben werden, tritt an die Stelle der Revisionspunkte die Erklärung 
über den Umfang der Anfechtung. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 79. (1) bis (14) … § 79. (1) bis (14) … 
 (15) § 28 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20xx 

tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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